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Christian Gaedt

Die Anstalt ist kein Ort zum Leben
Erwiderung auf die Kritik Michael Wunders

Eine unnötige Kontroverse?

Bei den zahlreichen Mißverständnissen und den polemischen Verzer-
rungen kann ein Leser der Kritik Michael Wunders» an meinen bei-
den Aufsätzen" kaum erkennen, daß ich in den grundsätzlichen For-
derungen mit ihm übereinstimme: Die "Anstalten "3) sind kein Ort
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zum Leben und können es als "Anstalten" auch nicht werden, ich
bin für Integration und Normalisierung und gegen die diskriminie-
rende Aufteilung in Nichtbehinderte, Behinderte, Schwerstbehinder-
te, verhaltensgestörte Behinderte usw., und ich lehne ebenso wie
Wunder den ausufernden Therapie- und Pädagogikkult im Behin-
dertenbereich ab.

Die Unterschiede liegen also nicht auf der Ebene dieser grundsätz-
lichen Forderungen. Der Eindruck löst sich von selbst auf, wenn man
die zwei von Wunder kritisierten Aufsätze liest. Es bleibt dann das
Problem, wie bei gleichklingenden Forderungen so verschiedene Ein-
schätzungen konkreter Reformschritte möglich werden. Die aufge-
führten Begriffe, insbesondere Normalisierung und Integration, ha-
ben bei ihm und mir offensichtlich eine unterschiedliche Bedeutung.
Dies könnte daran liegen, daß unterschiedliche theoretische Annah-
men über den Menschen und die Bedingungen seiner Entwicklung
vorliegen. Diese Frage muß ich offenlassen, denn er geht nicht auf
theoretische Fragen ein. Nach mehreren Diskussionen mit ihm glau-
be ich jedoch eher, daß er von ähnlichen theoretischen Vorstellungen
ausgeht, bei der Ableitung seiner Reformkonzepte aber starke Ver-
einfachungen vornimmt.

Wenn Wunder den Eindruck vermittelt, daß es nur darum ginge,
geistig Behinderte aus den "Anstalten", also aus totalen Institutio-
nen, aus den Gettos, in ihre bisher nur durch Unwissenheit und Vor-
urteile versperrten gesellschaftlichen Lebensräume zurückzuführen,
kann er dies nur um den Preis einer verzerrenden Ausblendung der
Wirklichkeit. Ich sehe daher meinen Beitrag zur Klärung dieser Kon-
troverse in der Darstellung der von mir vermuteten Vereinfachungen.
Dabei orientiere ich mich an folgenden Fragen:
1. Welche Vorstellungen hat Wunder von ,,nonnaJem" Leben? W8.'lsind seine theore-

tischen Grundlagen? Von welchem Refonnleitbild gebt er also aus?
2. Wie schätzt er die gesellschaftlichen Bedingungen für die Integration "Ausgeschlos-

sener" ein?
3. Welche Unterschiede und welche Gemeinsamkeiten siebt er zwischen geistig Behin-

derten und anderen ,,Ausgeschlossenen"?
4. Welche Vorstellungen hat er zur Betreuung schwerst geistig Behinderter und verbal-

tensgestërter geistig Behinderter?
S. W8.'l versteht er unter "totaler Institution"?

Zu 1: Verzieht auf em theoretisch begründetes Refonnleitbild
Wunder verzichtet in seiner Darstellung auf ein Leitbild, an dem sich
seine Reformziele orientieren können. Für mich hat die "Ort zum
Leben"-Konzeption diese Funktion. Sie ist notwendiges Gegenbild
zu den die Reformdiskussion überwuchernden sozialtechnokrati-
schen Vorstellungen. Mit dieser Konzeption soll deutlich gemacht
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werden, daß die Bedingungen für normales menschliches Leben nicht
allein durch Personalschlüssel. Bettenzahl, Pflegesätze, therapeuti-
sche Dienste, Regionalisierung ete. abgesichert werden können. Sie
soll die Aufmerksamkeit auf die Frage richten, die üblicherweise
übergangen wird, als ob es sich um eine selbstverständliche Banalität
handelte, auf die Frage also, wie Menschen leben - besser: zusam-
menleben - sollen, damit sie normal bleiben, bzw. werden können.

Solange unklar bleibt, was die Bedingungen für die gesellschaftli-
che Existenz sind, kann auch nicht definiert werden, was gesellschaft-
liche Integration und Normalisierung ist und was sie für die psychi-
sche Entwicklung bedeuten. Auch kann der grundlegende Prozeß der
"Ent- Vergesellschaftung", der das Schicksal der Behinderten be-
stimmt, nicht erfaßt werden und Integrationskonzepte, die den Be-
hinderten bestenfalls zu einem pädagogisch-therapeutisch betreuten
Anhängsel der Gesellschaft machen, erscheinen erträglich bzw .sogar
fortschrittlich.

Auch Wunder gebraucht den Ausdruck ••Ort zum Leben". Während ich darin ein
Leitbild sehe, an dem sich Refonnen orientieren können, ist fur ihn dieses Konzept of-
fensichtlich mit der Benennung auch schon realisiert. So nennt er ••... die stadtteiIinte-
grierte Wolmgruppe, die rund um die Uhr betreut wird, eine nur locker betreute Wohn-
gemeinschaft, ein Bauernhof ... " Orte zum Leben. Aber was macht eine Wohngruppe
und was macht eine stadtteilintegrerte Wolmgruppe zu einem ••Ort zum Leben"? Er
spricht in diesem ZUsanunenhang auch von den produktiven Bedürfnissen. Aber anstatt
auszuführen, wie diese unter den versclùedenen Lebensbedingungen entwickelt und be-
friedigt werden können, geht er einfach davon aus, daß dies in der ,,stadtteilintegrierten
Wohngruppe" z.B. geschieht. Wo für Wunder alles im Selbstverständlichen endet, fan-
gen die Probleme erst an. Wie kann sich der im 8. Stock eines Hochhauses rund urn die
Uhr betreute geistig Behinderte als ••stadtteilintegriert" erleben, wenn er allein nicht ein-
ma! den Fahrstuhl bedienen darf, wenn die Nachbarn nach ihrem ~den-Tag ge-
streßt erst abends nach Hause kommen, wenn er wegen des dichten Verkehrs die Straße
nicht allein überqueren kann, wenn seine Freundin nur mit dem Bus zu erreichen ist, er
aber bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel auf Begleitung angewiesen ist, wenn
alle Arbeiten die er ausführen kënnnte z.B. Gartenarbeiten, Botengänge, Straßen fegen
\JSW. nicht möglich sind, weil kein Garten da ist, weil niemand einen Boten braucht, weil
die Straße von der Stadtreinigung gereinigt wird? Wenn Michael Wunder auf diese Fra-
gen eingehen wurde, gäbe es wahrscheinlich diese Kontroverse nicht. So lange aber für
ihn jeder Bauernhof, wenn er nur nichts mit einer Anstalt zu tun hat, ein Ort zum Leben
ist, wird man ihn nach einer Präzisierung seiner Vorstellungen fragen müssen.

Ob der Versuch, sich diesen Fragen mit Hilfe der Theorie der kriti-
schen Psychologie zur Persönlichkeitsentwicklung zu nähern, ein tau-
glicher Beitrag war, muß sich zeigen. Ohne einen theoretischen Bezug
auf die allgemeinen Gesetzlichkeiten menschlicher Entwicklung kön-
nen jedoch weder Integration noch Normalisierung inhaltlich be-
stimmt werden. Man müßte dann auf Beurteilungskriterien für Re-
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formschritte und -ziele verzichten und könnte nicht verhindern, daß
vorherrschende Erscheinungsformen menschlichen Zusammenlebens
als einzig verbindliche Norm gesetzt werden. So ist im Sinne des so
verstandenen Normalisierungsprinzipes für Wunder selbstverständ-
lich, daß das normal ist, was dem statistischen Mittelwert gesellschft-
licher Lebensbedingungen entspricht. Die Frage, inwieweit das so ge-
fundene "Normale" überhaupt noch menschlich ist, stellt sich dann
nicht mehr. Der Begriff Normalisierung verliert dabei mit seiner in-
haltlichen Bestimmung auch den Schutz vor Mißbrauch als ideologi-
sche Verbrämung unsinniger Anpassung und behindertenfeindlichen
Sparmaßnahmen.

Die Forderung zum Beispiel nach räumlicher Trennung von Wohnung, Albeit und
Freizeit gehört auch nach Michael Wunder zu dem kleinen Einmaleins der "Nonnalisie-
rung". Demgemäß werden kilometerlange Busfahrten zwischen Wohn-, Arbeits-und
Freizeitstiltten für Behinderte rocht nur in Kauf genommen, sie werden sogar als norma-
lisierend gefordert. Die Trennung von Wohnort und Arbeit aber hat sich als eine Not-
wendigkeit im Zuge der industriellen Entwicklung ergeben. Sie hat'Lu schwerwiegenden
Veränderungen der Gemeindestukturen, insbesondere zu der Trennung von Wohn- und
Industriegebieten geführt. Die negativen Auswirkungen für das FamiJien- und Gemein-
deleben werden mit Recht beldagt. Wenn "Arbeitnehmer" notgedrungen der Forderung
nach erbebter Mobilität nachkommen müssen dann nur, weil dies der einzjge noch mög-
liche Weg ist, ihre Existenz finanziell abzusichern und über Arbeit gesdJschaftliche Be-
deutung bzw. Einfluß zu bekommen. Wenn man dalùnter aber ein menschliches Be-
dürfnis nach Trennung von Arbeitsplatz und Wohnort sieht, zeigt sich nur, wie treffsi-
cher Produktonsverbältnisse die zu ihrer Rechtfertigung notwendigen Enstellungen her-
vorrufen. En Blick in einen handwerklichen Kleinbetrieb zeigt, daß auf diese Trennung
verzichtet werdén kann, ohne daß man psyclûsche Schäden der Beteiligten befürchten
müßte.

Zu 2.: Verbannlosung der g~ Bedingungen für Integra.
tion und NOI1IIlIIäenmg
Alle Rehabilitationsversuche stehen vor dem grundsätzlichen Pro-
blem, daß man sie in einer Gesellschaft durchführen muß, deren
"Unnonnalltät" man als Nährboden psychischer Störung und Fehl-
entwicklung fürchtet. Fehlbelastung am Arbeitsplatz, Arbeitslosig-
keit und ein streßbetonter Alltag läßt einen großen Teil der Bevölke-
rung am Rande ihrer psychischen Kompensationsfähigkeit leben.
Michael Wunder deutet an, daß er dies ähnlich sieht. In seinem Inte-
grationskonzept aber verklärt sich ihm alles, was nicht Anstalt heißt,
zu einer heilen "Welt".

Jeden Tag nehmen sich ea, 40 Menschen in der Bundesrepublik das Leben", die Zahl
der Selbstmorde im Kinder- und Jugendalter steigt ständig", 2S % der. Vorschul- und
Kindergartenkinder Sowieder Schulanfänger sind jeweils krank, gestört oder behindert",
jährlich werden 320.00> Kinder bei Verkehrsunfä1len verletzt und 3.700 get«et7l• 4.00>
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Kinder werden in jedem Jahr von ihren EItem mißhandelt-, ca. 3 070 der Bev~erung
sind Alkoholiker, jedes Jahr müssen sich die Bundesbürger durch einen tonnenschwercn
Berg von Tranquilizern sowie Schmerz- und Schlafmitteln essenlil• Hinter all diesen Zah-
len stehen Menschen, die den gesellschaftlichen Alltag mit prägen und durch ÜIn geprägt
werden.

Wo ist der Passant, der geduldig einem geistigbehinderten Mitbürger eine Auskunft
gibt, obwohl schon die Versuche, die Frage zu verstehen, mehr Zeit in Anspruch ninunt
als für den weg zum nächsten Bus übrig bleibt? Wo ist der Nachbar, der es monatdang
aushält, wenn in der Wohnung nebenan nachts stundenlang dumpf gegen die Wand ge-
klopft wird? Wo ist der Gastwirt, der geiassen bleibt, wenn er miterlebt, daß die Gäste
sein Lokal verlassen, bevor sie sich setzen, offenbar weil an einem TIsch Geistigbehinder-
te in einer für sie anstößigen Weise ihre Suppe löffeln? Es gibt sie sicher und durch eine
verbesserte Öffentlichkeitsarbeit wird man sie in Zukunft vielleicht auch häufiger treffen.
Die dW'Chschnittliche Erfahrung, die ein Geistigbehinderter in solchen Situationen über
sich machen kann, wird jedoch auch in Zukunft von dem Rest der Bev~erung be-
stinunt werden.

Diese Gesellschaft ist kein "Ort zum Leben" und hat nicht die Fa-
milien und nicht die Gemeinden mit dem geforderten Selbsthilfe- und
Nonnalisierungspotential. Die Ausgrenzung von Geistigbehinderten
entspringt deshalb nicht Mißverständnissen, Vorurteilen und bösem
Willen, sie wurzelt vielmehr in Zwängen und Engen eines gesell-
schaftlichen Alltags, dessen Realität in erster Linie von den Notwen-
digkeiten einer auf Fortschritt und Wachstum angewiesenen Wirt-
schaftsordnung geprägt ist. Unter diesen Bedingungen ist die gesell-
schaftliche Eingliederung nicht nur schwierig, sondern auch mit ei-
nem Risiko für die Betroffenen auf beiden Seiten verbunden. Diese
Bedenken können das Recht der Ausgeschlossenen auf einen platz in
der Gesellschaft nicht verdrängen, sie sollen nur Verständnis schaffen
für eine gesellschaftliche Integration auf Umwegen und mit Kompro-
missen.

In Neuerkerode; der Einrichtung in der ich arbeite, sucht man - wie in anderen Ein-
richtungen auch - nad: solchen Umwegen und Kompromissen.
ßeis!iel Dortkrug: Mitten in Neuerkerode liegt eine Gamvirtschqft, offen fûr alle, also
auch far Besucher und Mitarbeiter. Sie ist erreichbar auchfar den Gehbehinderten, Ver-
kehrsprobleme gibt es nicht; Verstitndigungs.rlwierigkeiten und U'Iflihigkeit im Um-
gang mit Geld braucht der Behinderte nicht ZU .fiJrchten. Himer der TheJœ stehen Men-
schen, die es gelernt haben, geistig Behinderte ZU verstehen und mit ihnen ZU reden. Hier
kônnen sie sitzen, allein oder mit Bekannten, ihren Kcffee trinken, ihr ScJrma/QJrot es-
sen, sich untemalten, mit Freunden WiJrfel spielen oder nur umhergucken. Far viele
wird es die einzige "Kneipe" bleiben, die sie seJhststandig und regelmiVJig besuchen kôn-
nen. Andere werden hier ihre ersten Erfahrungen sammeln, die ihnen Mut machen wird,
Gastwinsdiaften im nIKhsten Dorf zu besuchen.

Sicherlich ist dieser Dorfkrug "unnormal": Die Mitarbeiter sind keine durchschnittli-
chen .Normalmenschen" sondern erfahren im Umgang mit Behinderten, ihr Einkom-
men hiJngt in keiner Weœ von dem erzielten Umsatz ab, es wird kein Alkohol ausge-
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schenkt und es konunt hinzu, daß er mitten in ~ Großeinrichtung liegt. Aus meiner
Sicht ist jedoch gerade dieser Dorfkrug "nonnal", da er für vide Menschen zu einem fe-
sten Bestandteil in einem selbständig und kompetent strukturierten Alltag geworden ist.

BœPd~ Der "nonnaJe" Mensch, kauft seine Kleider im Kmqhaus. HII!T

ist nicht nur der Preis, sondern auch die ganze Verlanifssituation einschJießlich des Ver-
kIiliferverhoJtem mif den durchschnittlichen Klbifer eingeste/Jt. Auch der leicht geistig be-
hinderte Mensch kann kaum noch ohne Begleitung die M(jglichJœiten eines Kfn4hauses
nutzen. Ein KI1I{/hau.sbesuc mit verhaltensgest(Jrfen geistig Behinderten schult m(jgli-
eherweise das SeIbstvertrrrue der Begleiter, ob der Einkarif in dieser Form sonstigen
Nutzen hat, ist ungewifJ.

In Neuerkerode gibt es einen KIeiderIaden, in dem gespendete Kleidung verkatift wird.
Die QuoIitltt entspricht der Kaufhausware. die Preisgestoltung dagegen dem
Tl15Chengeidumfang. Das enn(jg/icht spontane, vielleicht sogar unnlJtige Katife. Die
Heimbewohner konnen hier aIIeine hingehen, werden mit grojJem Zeitaufwand beim
Kauf beraten. Sie zahlen selbst in Bargeld oder kônnen es verrechnen lassen.

Auch der Kleiderloden ist "unnormal" im Sinne von Wunder. Er liegt in einer An-
stalt, hat eine unrealistische Preisgestaltung und Schonbedingungen. Er ist eine 1lUfge-
sprochene Sondereinrichtung. Aus meiner Sicht vermittelt er jedoch mehr Normalisie-
rung als der zum p(Jdagogischen Ereignis hochstüisierte Gang ZU Her1ie oder Karstadt.

Dorj1aug und Kleiderloden sind fûr NeuerIœrodeMarksteinerilif dem Weg zur "Ort-
schaft". Sie sind ein StiJck ATIp(1lSU1Igder GeseJlschqft an die M(jglichkeiten und FlJhig-
keiten geistig behinderter Menschen, die ihnen den Weg ZU einem se/bst(Jndigen Leben
erleichtem so/len. Wie man diese Konzeption als "p(Jdagogische Rigorismus" oder als
,,/J(ifriedigun&m?Tbrochen" ansehen kann bleibt mir unerkUirlich.

Zu 3.: Gleicœetzung aller Ausg~
Die auch von Wunder angedeutete Gleichsetzung aller Ausgeschlos-
senen, also vom Körperbehinderten, Geistigbehinderten, psychisch
Behinderten, Obdachlosen usw. ist insofern sinnvoll, als man damit
auf den gemeinsamen, zugrundeliegenden, gesellschaftlichen Aussto-
ßungsprozeß aufmerksam machen will. Geht es jedoch um konkrete
Eingliederungsmaßnahmen, wird man bestehende Unterschiede an-
erkennen müssen. Die gesellschaftliche Integration geistig Behinder-
ter stößt auf eine doppelte Schwierigkeit. Die Gesellschaft grenzt gei-
stig Behinderte nicht nur aktiv aus, weil sie stören und eine Last sind,
sondern - und dies ist der wichtige Unterschied zu den psychisch
Kranken - sie entzieht ihnen auch in zunehmenden Maße ihren Le-
bensraum, weil im Zuge des gesellschaftlichen Fortschrittes die
durchschnittlichen Anforderungen der Alltagsbewältigung ständig
zeigen und soziale Nischen mit geringerer Anforderungstruktur aus
dem Spektrum der Gesellschaft immer mehr verschwinden. Auf
Grund seiner eingeschränkten Fähigkeit zur Aneignung gesellschaft-
lich vermittelter Fähigkeiten, Kenntnisse und Bedürfnisse wird der
geistig Behinderte unüberwindliche Schwierigkeiten haben, einen ge-
sellschaftlichen Lebensraum zu finden, den er selbständig und kom-
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petent bewältigen kann. Während es für den psychisch Kranken im-
mer eine Rückkehr in seine Gesellschaft gibt, ist der geistig Behinder-
te praktisch gesellschaftslos. Diese Ent-Vergesellschaftung darf des-
halb nicht als Ausgrenzung verharmlost werden. Die gesellschaftliche
Integration geistig Behinderter steht also vor einem doppelten Pro-
blem: Es müssen erstens wie bei anderen Ausgeschlossenen die Aus-
grenzungsmechanismen überwunden und zweitens zusätzlich neue
gesellschaftliche Räume geschaffen werden. Durch "ambulante
Dienste" und "flankierende Maßnahmen" alleine wird man dies
nicht erreichen können.

Wunder bestreitet die eingeschränkte Aneignungskapazität geistig Behinderter nicht;
er zieht daraus jedoch keine Konsequenzen. Für ihn, so gewinnt man den Eindruck,
würde dieser Unterschied zu "Normalen" im Verlaufe einer integrierten Erziehung be-
deutungslos werden. Er verweist dabei auf die Erfolge der integrierten Schulen u.ä. Pro-
jekte.

Ich bestreite diese Erfolge nicht. Sie betreffen jedoch ein Lebensalter das außerhalb
meiner konzeptionellen Vorschläge liegt. Für diesen Lebensbereich gibt es zur Familie
keine gleichwertige Alternative. Aber geistig Behinderte können nicht ein Leben lang im
Kindergarten oder in der Schule bleiben. Wie aber werden behinderte Kinder zu norma-
len Erwachsenen, also zu Menschen die sich als kompetent, selbständig und für andere
Menschen als bedeutsam erleben können? Für die anderen Kinder bestehen entsprechen-
de gesellschaftlich vorgeformte Lebens1äufe im Sinne der Seve'schen Individualitätsfor-
men101 offen, die als Perspektive bereits in dieser Lebensphase die Persörùichkeitsent-
wicklung lenken und die für geistig Behinderte auf grund deren eingeschränkter Aneig-
nungskapazität verschlossen oder gar nicht vorhanden sind. Daran ändern die von Mi-
chael Wunder betonten, vor allen das soziale Verhalten betreffenden Lernerfolge in inte-
grierten Kindergärten und Schulen nichts.

Zu 4.: Orientierung des Reformkonzeptes am "Normalbehinderten"
Die Integration geistig Schwerstbehinderter nach dem gängigen Re-
formkonzept ist nur auf der konzeptionellen Ebene gelöst. In der
Praxis verzichtet man meist auf Integration und greift auf Lösungen
zurück, wie sie in der Enquête!" vertreten werden: es werden
Schwerstbehinderten-Zentren gefordert. Für die Integration "stören-
der", also verhaltensgestörter geistig Behinderter gibt es weder eine
konzeptionelle noch eine praktische Lösung. Da sich die psychiatri-
schen Einrichtungen für nicht zuständig erklären, werden auch für
diese Gruppe Sondereinrichtungen nötig werden. Damit das Integra-
tionskonzept sich für den durchschnittlichen geistig Behinderten
verwirklicht, sind also neue Differenzierungen und Ausgrenzungen
nötig. Da der Akt der Zuordnung zu diesen Sondergruppen willkür-
lich ist, wird damit auch der staatlichen Sparpolitik ein wirksames
Manipulationsinstrument in die Hand gegeben. Schon geringfügige
Verschlechterungen des Stellenplanes der Klein- und Kleinsteinrich-
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tungen werden die Schwelle zur Verlegung in Sondereinrichtungen
senken. Für den Staat ist diese Entmischung kostensparend, denn es
ist immer noch preiswerter, einige wenige homogene Problemgrup-
pen personell gut auszustatten, als den Personalbedarf durchschnittli-
cher Wohngruppen an den vereinzelten "Problemfällen" auszurich-
ten. Unter Kostendruck werden die Kleineinrichtungen, die sich anch
ihren konzeptionellen Prinzipien auch für verhaltensgestörte und
schwerst geistig Behinderte zuständig sahen, in einer Aussonderung
die einzige Lösung sehen. Dann wird plötzlich der lediglich verkehrs-
unsichere Behinderte zu einem untragbar verhaltensgestörten Pro-
blemfall und der "lnkontinente" wird zu einem die Mitarbeiter über-
fordernden Schwerstbehinderten.

Da für die dann entstehenden Sondereinrichtungen ein vertretba-
res pädagogisch-therapeutisches Konzept nicht vorstellbar ist, muß ei-
ne Reform, die zwangsläufig zu dieser Form der Aussonderung
führt, fragwürdig erscheinen. Eine Einrichtung mit Ortschaftscha-
rakter kann diese Aussonderung vermeiden. Sie bietet sowohl genü-
gend Toleranz- und Schutzraum für verhaltensgestörte und schwerst
geistig Behinderte, als auch genügend unterschiedliche Lebensräume
für differenzierte Persönlichkeitsentwicklungen.

Nehmen wir als Beispiel wieder Neuerkerode. Hier zeigen sich andeutungsweise so-
wohl Verzahnung mit der normalen Umgebung, Toleranzraum und differenzierte Le-
bensräume.

Horst E. lebt im benachbarten Sickte, war frOher Anstaltsbewohner und arbeitet jetzt
als vollbezahlter Mitarbeiter auf einem Arbeitsplatz, den er außerhalb der Anstalt nie
ausfüllen würde.

Hermann W.lebt in einem Wohnheim, das zwar zur Anstalt gehört, aber 12 km von
ihr entfernt in einer Kleinstadt liegt. Er arbeitet als Hilfsarbeiter und Austräger im Lager.

Wolfgang R.lebt in einer gemischten WOhngruppe in Neuerkerode, hat sich jedoch
erfolgreich a1lenarbeitstherapeutischen Maßnahmen entzogen und verdient "schwarz"
sein Geld im benachbarten Dorf.

Frau Gudrun S.lebt mit ihrem jetzt 4-jährigen Kind außerhalb der Wohngruppenor-
ganisation in einem Appartement und wird vom Frauenhaus mitbetreut.

Jürgen St., 7 Jahre alt, lebt in einer WOhngruppe im Kinderhaus und geht in den Be-
triebskindergarten.

Frau Erna C., Frau Beate K., Frau Gudrun T. und Frau Lotte L.leben in einer im
Grunde nicht betreuten Wohngruppe auf dem Anstaltsgelände.

Dietlind L. hat eine Psychose. Sie wird therapeutisch betreut und lebt auf der Beob-
achtungsstation. Sie arbeitet in Neuerkerode und kann sich trotz erheblicher Selbstbe-
schädigungstendenzen in der Anstalt frei bewegen.

Hartmut N. neigt zu aggressiven Durchbrüchen und hat im Zusammenhang damit
schon schwerwiegende Körperverletzungen hervorgerufen. Er wird therapeutisch be-
treut, unterliegt keinen Freiheitsbeschränkungen und lebt in einer Wohngruppe mit
schwerstgeistig Behinderten, nachdem der vorherige Aufenthalt auf einer mittelgradig
behinderten Männergruppe die Symptomatik eher verschlechtert hatte.
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Gerd M. ist ein schwerstgeistig Behinderter. Tagsüber ist er meist unterwegs um in an-
deren Wohngruppen Kekse und Kaffee zu organisieren. Seine dabei oft auftretenden ag-
gressiven DurchbrUche werden ertragen.

Zu 5.: GIeicœetzung aIler GroßWuichtungen als "totale Institutionen"
In der Kritik an den Anstalten hat die Größe, also die Betten-oder
Platzzahl, eine alle anderen Beurteilungskriterien verdrängende Be-
deutung gewonnen. Gestritten wird, ob eine Anstalt mit 300 oder mit
600 Betten gerade noch geduldet werden kann und ob die geforderte
Alternative auf 8 oder 30 Plätze begrenzt werden sollten. Diese im
Vergleich zu früheren Diskussionen verarmte Betrachtungsweise ver-
führt zu einer Gleichsetzung ganz unterschiedlicher Einrichtungen,
die dann, in einem zweiten Schritt, ganz selbstverständlich als totale
Institutionen mit Gettofunktion etikettiert werden. So geht der Un-
terschied zwischen Behindertenanstalten und psychiatriscben Groß-
krankenhäusern verloren und die bestehende Vielfalt der Anstalten
wird völlig ausgeblendet. Gegen die in dieser Weise vereinfachten und
verzerrten Bilder von Anstalten läßt sich dann leicht polemisieren.

FUr einen geistig Behinderten ist es z.B. wichtig, ob sein Alltag ausschließlich entspre-
chend der Bedürfnisse der medizinisch-kIinischen Funktionsabläufe strukturiert ist, wie
es auch heute noch in den Großkrankenhäusern mehr oder weniger stark ausgeprägt der
Fall ist. Hier muß der Schritt von einer medizinischen zu einer pädagogischen Orientie-
rung noch vollzogen werden, Aber auch unter den rein pädagogisch geleiteten Anstalten
gibt es große Unterschiede. Diese beruhen z.T. auf geographischen Gegebenheiten. Die
Lebenssituation fUr geistig Belùnderte muß in Bethel anders sein als in Mariaberg. Bethel
ist ein Stadtteil von Bielefeld, der ohne erkennbare Grenze in andere Stadtteile übergeht.
Mariaberg ist keine natürliche Ortschaft und ist von den umgebenden Gemeinden räum-
lich isoliert. Unterschiede finden sich natUrlich auch in der Ausprägung der religiösen
Bindung. So gibt es Anstalten, die ihre Mitarbeiterschaft noch zu einem großen Teil aus
einer Bruderschaft gewinnen und andere, die mehr auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
zurückgreifen. Unterschiedlich ist auch der Grad der Demokratisierung der Leitungs-
funktion, was ebenfalls ein wichtiger Faktor für die Lebensbedingungen geistig Behin-
derter ist. Aber auch die Anstalten selbst sind meistens kein einheitlicher Block, sondern
ein mehr oder weniger straff geführter Verband verschiedener Bereiche mit untersclùedli-
chen Arbeitsbedingungen fUr die Mitarbeiter und Lebensbedingungen für die geistig Be-
hinderten.

Die Kriterien totaler Institution sind nach wie vor ein gutes Instru-
ment für die Kritik an Behinderteneinrichtungen 12). Für jede Einrich-
tung wird man prüfen müssen, wie stark die Isolierung, wie groß das
Ausmaß an gleichmachender Entpersonalisierung und wie stark die
Unterdrückung ist. Ohne Zweifel wird sich dabei zeigen, daß die An-
stalten noch weit davon entfernt sind, ein "Ort zum Leben" zu sein.
Allerdings werden sich dann auch die Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Einrichtungen und die Unterschiede zwischen den einzelnen
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Bereichen einer Einrichtung schärfer herausstellen. Wichtig wird
dann die Frage nach der Reformierbarkeit. Diese hängt von vielen
Faktoren ab, so z.B. auch vom Träger und seinem Selbstverständnis,
aber auch vom Orad der Abhängigkeit von staatlicher Bürokratie.
Die Oröße spielt dabei eine wichtige, aber nicht eine alles entscheiden-
de Rolle. Ihr reformhemmender Einfluß schwindet in dem gleichen
Maße wie sich der Grad der Zentralisierung von Verwaltung, Perso-
nalhierarchie und Versorgungseinrichtungen verringert. Nicht die
Bettenzahl ist entscheidend, sondern die Art und Weise wie das Zu-
sammenleben organisiert ist.

Ist das Tabu, das die Größe umgibt, einmal gebrochen, kann deut-
lich werden, daß die größe nicht nur Risiken, sondern auch Vorteile
für geistig Behinderte haben kann. Natürlich gehe ich dabei immer
davon aus, daß diese Großeinrichtungen reformierbar sind, also ihre
Anstaltsstruktur verlieren und sich in Richtung auf mit der sozialen
Umgebung verzahnte "Ortschaften" entwickeln können. Mit ihren
differenzierten Lebens- und Entwicklungsräumen könnte Integration
in Großeinrichtungen mehr sein als lediglich Teilhabe am Sozialfond
und Betreuung durch soziale und therapeutische Dienste. Die so ver-
standene Großeinrichtung isoliert nicht, sondern bahnt Verbindun-
gen mit der Gesellschaft. Genauer gesagt, wird sie zu einem stück Ge-
sellschaft, deren Unterschiedlichkeit nicht Diskriminierung bedeutet,
sondern Anerkennung der Besonderheiten der Menschen, die dort le-
ben.

Wunder verweist in diesem Zusammenhang auf Kinder und Alte. Alptraumartig ent-
wickelt er die Vorstellung von speziellen Kinder-und Altenwelten. die sich nach seiner
Meinung konsequenterweise aus meinem Konzept entwickeln müßten. Beide Beispiele
sind lehrreich, denn in der Tat geht es auch hier um die Anerkennung von Besonderhei-
ten. Kinder leben in unserer Gesellschaft in einem besonders gestalteten und geschützten
gesellschaftlichem Raum mît gestuften Anforderungen. Nicht weil sie eine eingeschränk-
te Aneignungskapazität haben - insofern ist der Vergleich unsinnig - sondern weil sie
sich das ••gesellschaftliche Erbe" erst aneignen müssen. Niemand wird in der unter-
schiedlichen Behandlung von Kindern eine Diskriminierung sehen und die Notwendig-
keit von Kindergärten, Schulen, Jugendschutzgesetz, Jugendstrafrecht usw. wird allge-
mein anerkannt. FUr die Integration geistig Behinderter dürfte es in dieser l.ebensphase
keine unüberwindlichen Schwierigkeiten geben. Im Hinblick auf die vielfältigen Eigenar-
ten des gesellschaftlichen l.ebensraumes für Kinder, kann man durchaus von einer "Kin-

- derwelt" sprechen. Diese ist jedoch nicht isoliert, sondern mît der ••Erwachsenenwelt"
verzahnt und durch Übergänge verbunden.

Bei den Alten dagegen zeigt sich eine ähnliche Entwicklung wie bei den geistig Behin-
derten. Ihr Bedürfnis nach Schutz und Entlastung wird zur Rechtfertigung von
Ausgrenzungs- und Isolierungsmaßnahmen mißbraucht. In dem Maße, wie sie ihre ge-
sellschaftliche Bedeutung einbüßen, haben sie zunehmend die Schwiergkeiten, ihren
platz in der Gesellschaft zu halten und geraten immer mehr in den Sog verwaltender so-
zialer und therapeutischer Dienste. Tendenziell werden sie nicht mehr als Mitbürger son-
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dem als krank betrachtet, was nicht zuletzt an der zunehmenden Umwälzung der Kosten
von der Sozialhilfe auf die Krankenkassen deutlich wird. Die Gettoisierung, die Michael
Wunder als eine Konsequenz meiner Überlegungen sieht, ist bereits in vollem Gange. Sie
spielt sich nicht in Großeinrichtungen ab, sondern in den vielen kleinen "gemeindena-
hen" Alten- und Pflegeheimen. Auch wenn dies gesellschaftliche Norm ist oder dazu
werden wird, ist es nicht "normal" sondern Ausdruck einer gesellschaft1ichen Fehlent _
wickhmg. Anders als bei Kindern und Jugendlichen geht bei den Alten die Verzahnung
mit der Gesellschaft allmählich verloren. Insofern besteht eine Ähnlichkeit zu dem
Schicksal geistig Behinderter. Im Gegensatz zu diesen aber kann man bei Menschen, die
ihr Leben lang die Gesellschaft mitgetragen und gestaltet haben, nicht von einer vermin-
derten Aneignungskapazität sprechen. Für spezielle "Altenwelten " gibt es also keine
Rechtfertigung.

Diese differenzierten gesellschaftlichen Lebensräume für geistig
Behinderte entstehen nicht von selbst. Sie müssen geplant und be-
wußt gestaltet werden und wirken deshalb unecht und künstlich. Sie
haben also Ersatzcharakter und ersetzen etwas, was die ••normale"
Gesellschaft nicht mehr bieten kann.

Niemand hat etwas dagegen, wenn man für einen armlosen Men-
schen künstliche Arme konstruiert. Jeder würde es als unzureichend
ansehen, wenn man lediglich dafür sorgen würde, daß dieser Mensch
mit ••normalen Menschen" leben und sich ihrer ständigen Unterstüt-
zung und Hilfe sicher sein kann. Jeder weiß, was Arme für einen
Menschen bedeuten und kann deshalb auch den Verlust ermessen.
Mensch und Gesellschaft dagegen werden leicht als etwas getrenntes
Unabhängiges gesehen. Schwer vorstellbar ist dann die Verstümme-
lung die ein Mensch erfährt, wenn für ihn gesellschaftliche Lebens-
räume unerreichbar bleiben, weil die Gesellschaft selbst verstümmelt
ist. Um diese doppelte Verstümmelung geht es. Wenn die ••normale"
Gesellschaft keine normalen Bedingungen für die Entwicklung und
das Leben geistig behinderter Menschen bieten kann, muß Ersatz ge-
schaffen werden. Dem armlosen Menschen gibt man eine Prothese,
der verstümmelten Gesellschaft" Gesellschaftsprothesen ", also ge-
sellschaftliche Ersatzräume, die die verlorengegangene differenzierte
Vielfalt wieder herstellen und damit die lebensnotwendige Einheit
zwischen Mensch und Gesellschaft auch für den geistig Behinderten
wieder ermöglichen.

Diese gesellschaftlichen Ersatzräume können über verschiedene
Wege angestrebt werden. Ein Weg führt über die Großeinrichtungen
die zu einer Brücke zur ••normalen" Gesellschaft werden können.
Darin sehe ich die Legitimation für ihre weitere Existenz.

Konsequenzen
Auch wenn diese Kontroverse wenig Einfluß auf den weiteren Gang
der Reform haben wird, wirkt sie unausgetragen doch wegen der viel-
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leicht unnötigerweise unterschiedlichen Einschätzung konkreter Re-
formschritte desorientierend und deshalb störend.

So wirft Wunder mir vor, mit dem Konzept "Ort zum Leben" die
bisher klaren Fronten gegen die Anstalten zu verwässern, während
ich wiederum glaube, daß MichaelWunder die sozialpolitische Situa-
tion verkennt und als einer der Wortführer des Behindertenausschus-
ses der Deutschen Gesellschaft für soziale Psychiatrie (DGSP) mit ei-
nem unflexiblen Standpunkt ein wirksames Vorgehen gegen die
staatliche Sparpolitik erschwert. Diese beruft sich auf die Prinzipien
der gemeindenahen Psychiatrie und zielt darauf ab, die Anstalten un-
ter Ausgllederung therapeutischer Dienste aus dem Stellenplan zu
verkleinern und in Schwerstbehinderten-Zentren umzuwandeln. Im
übrigen aber die Betreuung der leichter Behinderten kostengünstige-
ren (d.h. personalsparenden) kleineren Einrichtungen, oder aber ver-
stärkt den Familien zu überlassen. Der in Aussicht gestellte notwendi-
ge Ausbau flankierender Maßnahmen und ambulanter Dienste un-
terbleibt aus Kostengründen.

Eine gute Darstellung dieser Reformstrategie geben für die USA-Verhältnisse Baxter
und Hopper!", Bei nüchterner Betrachtung läuft die Reform in Italien nach dem glei-
chen Muster ab. Die Bettenzahl der per Gesetz verbotenen öffentlichen Großeinrichtun-
gen wurde drastisch reduziert, die vorgesehenen ambulanten Dienste dagegen nur mo-
deJ1artigausgebaut, so daß sie - betrachtet man die Verhältnisse im ganzen Land - nur
eine Alibifunktion erfUllen können. Die entstehenden Mißstände sind Anregung für ei-
nen ••privaten Markt", der sich weitgehend der staatlichen Kontrolle entzieht. In den
verbotenen Großeinrichtungen leben weiterhin Tausende von Behinderten und psychisch
Kranken v~ perspektivlos unter Bedingungen, die die Bezeichnung ••brutale Realität"
verdienen. Unter dem Strich hat sich diese Reform für den Staat rentiert. Die gefährliche
Kostensteigerung im stationären Sektor wurde gebremst, das öffentliche Ärgernis - die
unmenschliehen Zustände in den Großeinrichtungen - der öffentlichen Aufmerksam-
keit entzogen und die Ungeduld der Reformwilligen mit vagen fortschrittlichen Verspre-
chungen abgesänigt,

Daß diese staatlichen Sparstrategien Tradition haben, belegen folgende Zitate aus dem
1885erschienenen Buch ••Idiotophilus" von Heinrich Matthias Sengelmann 101. Er setzt
sich darin mit den von den Kommunen errichteten Armenhäusern auseinander, die als
Alternativen zu den Anstalten eingerichtet wurden ••... Manche haben eine Berechnungs-
weise für ihren Unterhalt, daß die Billigkeit der Unterhaltung der Insassen ans Fabelhafte
grenzt. Aufgrund dieser Berechnung erscheinen die Unterhaltskosten, wdche die Kom-
munen für manche ihrer Angeh(Dgen in auswärtigen Anstalten zahlen, als exorbitante.
Was Wunder, daß man sie in die eigenen Anstalten bringen will. Ob densdben dort ein
Gebrechen anhaftet, das eine anderweitige Verpflegung fordert, kommt gar nicht in Be-
tracht. Idioten, Geistesschwache, wenn sie nur nicht gemeingefährlich sind, werden in
den Anstalten, wo sie bisher waren, gekündigt, um dem allgemeinen Landannenhaus
der Kommune zugeführt werden. " Oder ••...Auch bei der Überweisung in Privatpflege
hemche gemeiniglich die Rücksicht auf die Wohlfahrt der idiotischen Individuen nicht
vor. Heute wurde dem finanziellen Billigkeitsprinzip mehr Rechnung getragen als der na-
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heliegenden Erwägung, daß die Kosteneltem in ihrem eigenen Interesse die Pfleglinge be-
gehrten und die Erfahrung bestätigte es zumeist, daß der Staat oder die Kommune auf
diesem Wege mehr zur Förderung des Blödsinnes als zu seiner Abhilfe getan hatte".

Der OOSP-Behindertenausschuß wird solange seine Möglichkeiten
nicht einbringen können, wie er mit schwärmerischer Radikalität an
der aktuellen sozialpolitischen Situationen vorbeiagiert und keine
Sensibilität für die Fragen entwickelt, um was er und mit wem er in
dieser konkreten Situation kämpfen muß, damit die Lebensbedin-
gungen für geistig Behinderte nicht auf das Niveau der Vor -Enquête-
Ära zurückfallen. Diese Überlegungen aber werden Z.Z. nicht ange-
stellt.

Zu Zeiten massiven Sozialabbaues kann man von staatlichen Re-
formplänen nichts anderes erwarten als fmanzielle Einsparungen. Je-
de Maßnahme muß daher überprüft werden, ob sie wirklich zu einer
Verbesserung der Lebensbedingungen von Behinderten führt. Es ist
für mich vorstellbar, daß unter günstigen Bedingungen mit erhebli-
chem personellen und finanziellen Aufwand auch der von Wunder
vorgeschlagene Weg der Integration geistig Behinderter nach skandi-
navischem Vorbild zu Lösungen führt, die mit dem "Ort zum
Leben" Konzept vereinbar sind. Unvorstellbar scheint es mir aller-
dings, daß in der nächsten Zeit die hierfür notwendigen Mittel bereit-
gestellt werden. Alles andere aber wäre eine Reform nach dem oben
aufgezeigten Muster mit der Konsequenz einer Verschlechterung der
Lebensbedingungen für geistig Behinderte.

In der aktuellen Situation ist nach meiner Ansicht eine konservati-
ve Strategie nötig: Das, was in den letzten Jahren an Fortschritten in
und außerhalb der Anstalten erreicht wurde, muß verteidigt werdèn.
Dazu gehört, daß man die Verteufelung der Großeinrichtungen
durch eine differenziertere Sichtweise ersetzt. Wenn diese Kontrover-
se hierzu einen Beitrag geliefert hat, war sie nicht nutzlos.

Erst für eine längerfristige Reformstrategie wäre es dann notwen-
dig zu überprüfen, inwieweit der von mir bevorzugte Weg Orte zum
Leben für geistig Behinderte über Umwandlung von Anstalten zu
schaffen, realistisch ist. Möglicherweise stößt man hierbei auf un-
überwindliche Hindernisse, die ich hauptsächlich in dem Verhältnis
Staat und freier Träger und in der institutionellen Behindertenhilfe
überhaupt sehe. Ich schließe nicht aus, daß Wunder mit seiner skepti-
sehen Einschätzung der Realisierbarkeit am Ende Recht behält. Auf
der anderen Seite wird sein Weg, soll er zum gleichen Ziel führen, auf
Schwierigkeiten stoßen, die mindestens genauso schwer zu überwin-
den sein werden.
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